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Hier soll das freundliche Asylzentrum eritstehen: Duttweiler-Areal in Zärich-West. Foto: sabina Bobst

Ztirich will ein Bundesasylzentrum für 25 Millionen Franken bauen.
Am liebsten wtirde die Stadt dort auch die Hausregeln bestimmen.
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f[etten als der Bund erlaubt

)
Selbstbewusst gab sich der Zü¡cher Ge-
meinderat gestern Abend: Das Bundes-
asylzentrum in Zürich-West müsse Vor-
bildcharakter haben, sagten Redner von
ALbis FDP. <Offen, liberal, urban, quar-
tierverträglich> solle es werden, <Stadt-
ziircher Standardsi setzen. Der zuståin-
diæ Stadtrat Raphael colta (SP) pflich-
tete bei: <Wir können die nationale Asyl-
politik damit positiv beeinflussen.>

Solche Formulierungen waren nötig,
weil die Stadt zürich beim geplanten
Zentrum eþntlich nicht viel au sagen
hat. Sie stellt zwar das Duttweiler-Areal
als Standort zur Verftigung und lässt die
Unterkunft darauf bauen. Gemietet und
betrieben wird das Zentrum dann aller-
dings vom Bund. Dieser bestimmt auch
die Hausregeln. Deren endgÍiltige Fas-
sung liegt noch nicht vor.

Der Gemeinderat beschloss gestern
deutlich einen 25-Millionen-Franken-
Iftedit für den Modularbau. Dagegen wa-
ren einzig die SVP und ein Teil der AI.
Mithilfe des Bauprojekts versuchte die
Ratsmehrheit zudem, ihre Vorstellun-
gen von einem humanen Betrieb in die
Planung einzubringen. Zu den Wün-
schen gehören: Grössere Zimmer. Kein
Zaun um die Anlage. Möglichst lange Öff-
nungszeiten. Ein Raum, wo sich Quar-
tierbewohner und Flüchtlinge treffen
können. Angemessene Betreuu¡g. Rück-
zugsräume, die Privatsphäre schaffen.

Der Gemeinderat fordert weiter, dass
die Flüchtlingskinder eine Aufrrahme-
klasse ausserhalb des Zentrums, etwa
im benachbarten Schulhaus Pfingstweid
besuchen können. Unbegleitete Minder-
jãhrige sollen dagegen in einer speziel-
len Unterkunft PlatZ finden. <Es ist un-
klar, ob wir alles durchbringen. Wir wer-
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den uns dafür einsetzen, andere Städte
wie Bern haben ähnliche Vorstellun-
gen>, sagte Raphael Golta.-Die SP ver-
sprach, sich zu wehren, falls die Regeln
des Bundes die <Prinzipien der Men-
schenwürde> verletzten.

Linke Redner sagten, gass die Lage
mitten in Zürich die Auftrahme von Asyl-
suchenden erleichtere. Dass viele Stadt-.
ztircher eine solchè Willkommenskultur
begrüsstèn, zeþ eine entsprechende
Petition der Grünen. Diese hätten
25OO Personen unterschrieben - die
meisten im l(reis 5 wohnhaft. Bürgerli-
che Befürworter betonten die finanziel-
len Vorteile: Die Stadt spare eine Million
Franken pro Jahr. Denn die künftiçn
36O Ben¡ohnerinnen des Bundesasyl-
zentrums werden dem Kontingent der
Asylsuchenden angerechnet, welche die
Stadt Zürich aufnehmen muss. Für ihre
Unterbringung zahlt aber der Bund.

SVP-Vertreter wehrten sich in teils
wätenden Voten gegen das <Projekt der
Asylindustrie>: Sie verurteilten die <rot-
grün geräucherten Extrawürste>, das

Sagen habe allein der Bund; solche Zen-
tren gehörten, wenn schon, aufs Land:
In der Stadt verschlechterten sie die Si-
cherheitslage, weil viele chancenlose
Asylbewerber abtauchten. Dies zeigten
bisheriç Zahlen. Die Gegrrer innerhalb
der AL wiederum halten das Zentrum
für zu beengend und restriktiv.

Rekurse bis vors Bundesgericht
Bundesasylzentren sind ein zentraler Be-
standteil des neuen Asylverfahrens, das
noch höchstens l40Tage dauern soll.
Die Schweizer stimmten diesem im letz-
ten Juni mit einer Zweidrittelmehrheit
zu, in Zürich lag derJa-Anteil bei 79 Pro-
zent. Bereits seit Anfang 2014 läuft ein
Pilotprojekt in der Nothilfeunterkunft
Juch am Randvon Zürich-Altstetten. Ur-
sprtinglich sollte dieser Testbetrieb
ebenfalls auf dem Duttweiler-Areal statt-
finden. Wegen Anwohnerprotesten wich
man aber nach Altstetten aus.

Schon im Herbstwerden die Zti¡che-
rinnen und Zürcher tiber den 25-Millio-
nen-Kredit abstimmen. Baubeginn ist
auf2O18 vorgesehen, die ersten Flücht-
linge sollen im Herbst 2Ol9 einziehen.

Doch gegen die Baubewilligung vom
letzten Oktober läuft ein Rekurs. Einge-
reicht hat ihn die IG Duttweiler-Areal,
die laut eþnen Angaben vor allem aus
Anwohnern besteht. Ihr Hauptargument
gegen das Zentrum: Den Lärm der
Pfingstweidstrasse könne man den Asyl-
bewerbern nicht zumuten. Die Entschei-
dung des Baurekursgerichts wird im Mai
erwartet. Doch auch wenn die IG verlie-
ren sollte, kommt es wohl zu Verzöge-
mngen. Nicolas Piccolo Leeser, IG-Prä-
sident und FDP-Mitglisd, sagt: <WA wer-
den den Entsctreid weiterziehen, wenn
nötig bis vor Bundesgericht. Die finan.
ziellen Mittel dafür.haben wir.>
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